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In dieser Woche referieren
Sie in Ostbelgien zum Thema
WLAN und Mobilfunk. Was
erwartet die Besucher?
Ich freue mich sehr über

diese Einladung. Die Besucher
erwartet ein Einstieg in das
komplexe Thema mobile
Kommunikation, Grenzwerte-
diskussion, Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnis, For-
derungen zur Vorsorge, kon-
krete Lösungsstrategien und
Tipps zum Selbstschutz.

Sie bemängeln mangelnde
Aufklärung. Können Sie das
etwas genauer erklären?
Diese neue Technologie

durchdringt alle Lebensberei-
che. Niemand kann sich dem
mehr entziehen. Eine neue
Umweltbelastung – die digita-
lisierte Mikrowellenstrahlung
– die es zuvor auf dieser Welt
so nicht gegeben hat, umgibt
uns nun 24 Stunden am Tag,
mit steigender Intensität.
Hunderte Studien weisen in-
zwischen nach, wie sie die Bio-
logie von Menschen, Tieren
und Pflanzen negativ beein-
flussen kann. Doch anstelle
von Aufklärung sollen und
werden nun auch noch unsere
Autos, öffentliche Gebäude
zum Beispiel mit dauerstrah-
lenden WLAN-Mikrowellen-
sendern ausgestattet werden.

Laut Bundesamt für Strah-
lenschutz gibt es keine ge-
sundheitsschädlichen Risi-
ken, wenn die Grenzwerte
eingehalten werden.
Ja, die Verantwortlichen in

Politik und Ämtern hängen
immer noch der Hoffnung an,
dass die Risiken zu vernach-
lässigen wären. Eine kaum
haltbare Annahme. Darum
sorgt auch das Bundesamt für
Strahlenschutz vor – zumin-
dest so weit, um ein Haftungs-
risiko des Staates auszuschlie-
ßen. Stand 24. März gab es bei-

spielsweise folgende Empfeh-
lungen auf deren Seiten zu le-
sen: „Nutzen Sie das Festnetz-
telefon, wenn Sie die Wahl
zwischen Festnetz und Handy
haben. Halten Sie Telefonate
mit dem Handy möglichst
kurz. Telefonieren Sie mög-
lichst nicht bei schlechtem
Empfang, wie zum Beispiel im
Auto ohne Außenantenne.“
Diese Ratschläge sind gut und
wichtig. Leider werden aber
keine weiteren Konsequenzen
daraus gezogen. Die vorrangi-
ge Politik ist immer noch auf
den Schutz eines prosperie-
renden Marktes und nicht auf
den Schutz von Menschen
und Natur ausgerichtet.

Aber es stimmt, dass es kei-
nen Beweis für einen Zusam-
menhang zwischen Strahlen
und Beschwerden gibt?
Es ist eine Frage der Deu-

tungshoheit. Ein Beispiel: 2015
hat eine renommierte interna-
tionale Forschergruppe nach-
gewiesen, dass von 100 Mobil-
funkstudien zum sogenann-
ten oxidativen Zellstress 93
Studien entzündliche Schädi-
gungsprozesse nachweisen. Zu
den speziellen Risiken für die
Fruchtbarkeit liegen 130 Stu-
dien vor. Und natürlich hat die
Industrie genug Geld für Ge-
fälligkeitsstudien, die Risiken
verharmlosen. Die Entwar-
nungen werden durch ge-
schickte PR-Arbeit in den Me-
dien platziert, und die Politik
wird damit handlungsunfähig
gemacht, weil es scheinbar
kein klares Bild zum Thema
gibt. Diese Ablenkungsdebatte
gibt es bereits seit den 60er
Jahren des letzten Jahrhun-
derts. Sie wird mit großem
Aufwand und erheblichem
Mitteleinsatz von der Indust-
rie und ihren, wir nennen sie
„Mietmäulern“, erfolgreich
aufrechterhalten. Auch die Eu-
ropäische Umweltagentur
analysiert und beklagt diese
Industriestrategie in ihren

Veröffentlichungen.

Sie fordern einen „verant-
wortungsbewussten Um-
gang“ mit Mobilfunk. Wie
soll dieser aussehen?
Es geht um drei Bereiche.

Verbraucherschutz: Die End-
kunden sollten die Risiken
kennen und wissen, wie sie
die Technologien so anwen-
den können, damit sie sich
und ihre Umwelt dem ge-
ringstmöglichen Risiko aus-
setzen. Strahlenschutz: Die
Politik ist gefordert, um die
Bevölkerung und die Umwelt
durch Gesetze, Verordnungen,
Aufklärung und die Umset-
zung emissionsarmer Anwen-
dungen zu schützen. Kommu-
nen beispielsweise haben
hierbei eine besondere Bedeu-
tung, da sie den umfassends-
ten Zugriff auf viele Bereiche
der Daseinsvorsorge der Bür-
ger haben. Entwicklung neuer
Technologien: Unsere Ver-
braucherschutzorganisation
„Diagnose-Funk“ macht Alter-
nativen bekannt. Wie das
Kleinzellennetz in St. Gallen,
mit dem mehr Daten mit we-
niger Strahlung und nur ei-
nem Netz übertragen werden
können. Oder als Alternative
zu WLAN die „Visible Light
Communication“ - Kommuni-
kation über die Frequenzen
des Lichts mittels LED-Tech-
nik.

Sollte man für weniger Strah-
lung vielleicht auf eine flä-
chendeckende Versorgung
verzichten?
Es geht hier nicht um eine

Verzichtsdebatte. Die Anwen-
dung mobiler Kommunikati-
on hat sich durchgesetzt. Die
meisten Menschen sind be-
geisterte Nutzer dieser Tech-
nik, und die Wirtschaft organi-
siert sich an und mit ihr. Die
digitale Revolution ist in vol-
lem Gange. Aber klar ist auch,
dass es Schutzzonen braucht.
Jeder hat das Recht, dass seine

Wohnung nicht zwangsweise
durchstrahlt wird. Die dazu
notwendige Trennung von In-
door- und Outdoorversorgung
in der Anlagenauslegung wäre
bei uns sofort möglich. Die
Konzepte liegen vor, wie wir
wieder in jeder Wohnung mik-
rowellenfreie oder zumindest
strahlungsarme Räume haben
könnten.

Was könnte oder sollte der
Staat hier tun?
Nach EU-Recht ist der Staat

verpflichtet, Vorsorge zu be-
treiben. Wir brauchen keine
zwölf parallel betriebenen Mo-
bilfunknetze nebeneinander,
sondern nur ein Netz für alle
Anwendungen. So wie wir
auch nur eine Autobahn für
alle Autos zwischen Aachen
und Lüttich haben. Die Rah-
menbedingungen hierfür
muss und kann der Staat set-
zen. Eine schützende Aufklä-
rung ist zudem überfällig.
Und wir brauchen die staatli-
che Förderung zur Entwick-
lung und Umsetzung von we-
niger schädlichen Kommuni-
kationstechnologien.

Was kann jeder Einzelne tun?
Aufgeklärte Bürger können

sehr viel an Selbstschutz be-
treiben. Zudem braucht es
auch die Rücksichtnahme ge-
genüber Dritten, wie zum Bei-
spiel die Nachbarn. Das wich-
tigste Prinzip: keine Dauer-
strahler mehr im Haus. Dazu
gehört, neueste abschaltende,

leistungsgeregelte DECT-Tele-
fone - besser noch Kabeltelefo-
ne - benutzen. WLAN in der
Regel deaktivieren und nur
bei Bedarf einschalten. Auch
hier die Leistung am Router
runterregeln. Den Datennetz-
modus am Smartphone nur
einschalten bei Bedarf, nachts
ganz ausschalten oder den
Flugmodus nutzen. Und was

mir besonders wichtig ist: In
Kinderzimmern keine inter-
netfähigen Endgeräte zulas-
sen. Machen Sie einen Vertrag
mit Ihren Kindern, was sie tun
dürfen und was nicht – denn
die Geräte und die Mobilfunk-
verträge sind die der Eltern.

Sie sind Vorsitzender von
„Diagnose-Funk“. Was tut
diese Verbraucherschutzor-
ganisation?
Wir klären auf, veröffentli-

chen Ratgeber, Faltblätter und
Untersuchungen. Wir machen
vorrangig im Ehrenamt das,
was der Staat sich weigert zu
tun: Industrieunabhängig
über die Nebenwirkungen der
mobilen Kommunikation und
die Risiken durch den soge-
nannten Elektrosmog im All-
gemeinen aufzuklären. We-
sentliche Grundlage unserer
Informationsaufarbeitung ist
die Referenzdatenbank der
WHO, die von der Bundesre-
gierung an der RWTH Aachen
geführt wird. Vierteljährliche
Studienrecherchen veröffent-
lichen wir auf unserer Home-

page. Wir sind international
vernetzt, lassen Forschungsar-
beiten übersetzen und koope-
rieren mit unabhängigen
Fachwissenschaftlern, um die
Auswertung dieses Wissens
abzusichern. Auf dieser
Grundlage erarbeiten wir un-
sere politischen Forderungen.
Und wir setzen uns ein für die
Entwicklung strahlungsarmer
und gesundheitsverträglicher
Funk-Technologien.

Im Internet gibt es Gegen-
wind. Vom sogenannten „In-
formationszentrum gegen
Mobilfunk“ werden Sie per-
sönlich als „professioneller
Irreführer“ und „Geschäfte-
macher, der von der Angst
geschürten Debatte profi-
tiert“ bezeichnet.
Macht das nicht stutzig? Ein

„Informationszentrum gegen
Mobilfunk“ diffamiert in ei-
nem Blog täglich kritische
Wissenschaftler und Politiker,
den BUND, Bürgerinitiativen,
unsere Vorstände und viele
andere mehr, weil sie zu den
Risiken dieser Technologie pu-
blizieren. Diese Seite aus Mün-
chen, die unter der falschen
Flagge „gegen“ segelt, ist ein
professionell organisiertes
und google-optimiertes Diffa-
mierungs- und Shitstorm-Fo-
rum, dem bereits 2009 von ei-
nem Gericht in einem Unter-
lassungsklageverfahren eine
„besonders perfide“ Art von
Verleumdungen bescheinigt
wurde. Sie sollen schädigen
und Außenstehende verunsi-
chern und können juristisch
nur schwer belangt werden.
Wenn wir, die Vorstände von
„Diagnose-Funk“ oder die vie-
len anderen ehrenamtlich Tä-
tigen weltweit, einen persönli-
chen Vorteil für uns, unsere
Familie oder Kollegen erlan-
gen wollten, würden wir si-
cher etwas anderes tun, als
uns mit den Interessen einer
multimilliardenschweren In-
dustrie anzulegen.

Im Rahmen von zwei Vortragsabenden am Donnerstag in Eupen (Hotel Bosten) und Freitag in Wiesenbach (Hotel Wisonbrona,
jeweils ab 19.30 Uhr) wird der deutsche Diplomingenieur Jörn Gutbier über die Gefahren informieren, die in seinen Augen von
Mobilfunkstrahlen ausgehen. Im GrenzEcho spricht er über ein auch in Ostbelgien immer wieder heiß diskutiertes Thema.

VON CHRISTIAN SCHMITZ

„Keine Dauerstrahler mehr im Haus“
Mobilfunkantennen auf einem Wohnkomplex in Brüssel: „Diese neue Technologie durchdringt alle Lebensbereiche“, sagt Diplomingenieur Jörn Gutbier. Foto: Photo News
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„Die Politik wird
handlungsunfähig
gemacht, weil es
scheinbar kein klares
Bild zum Thema gibt.“
Jörn Gutbier


